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ZPO §§ 233, 237

Über einen erstmalig im Verfahren der weiteren Be­
schwerde vor dem Bundesgerichtshof gestellten Antrag 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Ver­
säumung der Frist zur Einlegung der Beschwerde hei 
dem Oberlandesgericht in einer Familiensache entschei­
det der Bundesgerichtshof.

BGH, Besohl, v. 30. Januar 1980 - IV ZB 164/79 - OLG Oldenburg
AG Lingen (Ems)



BUNDESGERICHTSHOF

iv zb 164/79 B E S C H L U S S

in der Familiensache

betreffend die Kinder

am 1. November 1966.
‘ vmmmmm in

1. Klaus Oflfc* geboren am 12. September 1965, wohnhaft beim Vater,
2. Rainer 

z. Z. im 
Gi

3. Peter o m «  geboren am 12. September 1967.:tb( ~ ~ " ‘wohnhaftbei Familie Karl-Heinz 
Am 29, I f l B  (BB),

4. Karl-Heinz Ofl|, geboren am 28. September 1968, 
wohnhaft bei Familie Hans OBR» R®B|straße 23,
Bfli»

5. Elke OBB, geboren am 14. Februar 1970, 
wohnhaft beim Vater,

6. Jörg OBBt geboren am 4. Januar 1971, wohnhaft beim Vater,
7. Heidi OBB» geboren am 31* Januar 1972, 

wohnhaft bei Familie Eberhard O^B» 
t W m m m a l l e e  7, KBB>

vater: Dieter
Mutter: Margot

, v H B B . t r a ß e  32, 
geborene PflB^B» D!

- Verfahrensbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Dr.
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 30. Januar 1980 durch die Richter Dr. Hoegen, Knüfer, 
Rottmüller, Dehner und Dr. Schmidt-Kessel

beschlossen:

1. Der Mutter wird das Armenrecht für das Ver­
fahren der weiteren Beschwerde verweigert, 
weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet.

2. Der Antrag der Mutter auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand wegen Versäumung der 
Frist zur Einlegung der Beschwerde gegen den 
Beschluß des Amtsgerichts - Familiengericht - 
Lingen (Ems) vom 5. Mai 1979 und die weitere 
Beschwerde der Mutter gegen den Beschluß des 
4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Olden­
burg vom 19. Juli 1979 werden zurückgewiesen.

Die Mutter trägt die Kosten des Verfahrens.

Geschäftswert: 5.000,- DM
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G r ü n d e  :

Die Eheleute Off/} sind seit dem Jahre 1975 rechts­
kräftig geschieden. Die elterliche Gewalt über ihre 
sieben ehelichen Kinder wurde durch Gerichtsbeschluß vom 
5. Februar 1976 dem in Lingen (Ems) wohnenden Vater über­
tragen. Die Kinder Klaus, Elke und Jörg wohnen beim Va­
ter; Peter, Karl-Heinz und Heidi sind bei Pflegeeltem, 
Rainer ist in einem Evangelischen Stift untergebracht.

Durch Beschluß vom 3. Oktober 1977 wies das Amts­
gericht - Familiengericht - Lingen (Ems) die Anträge der 
Mutter auf Übertragung des Personensorgerechts für die 
Kinder Peter, Karl-Heinz und Heidi auf sie zurück; die 
Beschwerde der Mutter wurde durch Beschluß des Oberlan­
desgerichts Oldenburg vom 20. April 1978 zurückgewiesen.

Durch Beschluß vom 5. Mai 1979 hat das Amtsgericht 
- Familiengericht - Lingen (Ems) das Besuchsrecht der 
in Bremerhaven wohnenden Mutter für Peter, Karl-Heinz, 
Heidi und Rainer für die Dauer von drei Jahren ausge­
schlossen und das Besuchsrecht der Mutter für Klaus,
Elke und Jörg in den Sommerferien geregelt. Die Entschei­
dung wurde der nicht durch einen Rechtsanwalt vertrete­
nen Mutter am 16. Mai 1979 in Bremerhaven zugestellt.
Mit einem an das Amtsgericht Lingen (Ems) gerichteten 
Schreiben vom 28. Juni 1979, bei dem es am 2. Juli 1979 
einging, bat die Mutter, die sich wiederum nicht durch 
einen Rechtsanwalt vertreten ließ, "in Abänderung des Be­
schlusses vom 5. Mai 1979” um eine anderweitige Besuchs­
regelung für die Sommerferien. Mit einem von der Rechts­
antragsstelle des Amtsgerichts - Familiengericht - in 
Bremerhaven aufgenommenen Antrag vom 9. Juli 1979 (bei
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dem Amtsgericht Lingen am 11. Juli 1979 und bei dem 
Oberlandesgericht Oldenburg am 16. Juli 1979 einge­
gangen; legte die Mutter gegen den Beschluß vom 
5. Mai 1979 in vollem umfange Beschwerde ein. Durch 
Beschluß vom 19. Juli 1979 hat das Oberlandesgericht 
die Beschwerde wegen verspäteter Einlegung als unzu­
lässig verworfen. Die Entscheidung wurde der Mutter am 
24. Juli 1979 zugestellt, uegen sie richtet sich die 
am 23. August 1979 bei dem Bundesgerichtshof formge­
recht eingelegte weitere Beschwerde der Mutter; mit 
ihr begehrt sie zugleich die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand wegen Versäumung der Frist zur Einlegung 
der Beschwerde gegen den Beschluß des Amtsgerichts 
Lingen ^Ems; vom 3. Mai 1979. Sie macht geltend, sie 
habe von dem rechtlichen Geschehen, in das sie hinein­
gezogen worden sei, keine Vorstellung gehabt. Das könne 
auch dem Familiengerieht Lingen ^Ems; nicht entgangen 
sein. Es wäre daher wenigstens ein uebot der Menschlich­
keit gewesen, ihr mit dem Bescniuß vom 5. Mai 1979 
eine Kechtsbelehrung über die Beschwerdefrist zu ge­
ben, auch wenn eine solche Belehrung bisher nicht ge­
setzlich vorgesehen sei.

Das Rechtsmittel ist nicht begründet.

Der Wiedereinsetzungsantrag konnte allerdings 
noch im Verfahren über die weitere Beschwerde gestellt 
werden. Gemäß § 237 ZPO entscheidet zwar über den Antrag 
auf Wiedereinsetzung grundsätzlich das Gericht, dem die 
Entscheidung über die nachgeholte Prozeßhandlung zu­
steht; das wäre hier das Oberlandesgericht, das über 
die Beschwerde der Mutter gegen den Beschluß des Amtsge­
richts (Familiengericht) zu entscheiden hatte. Von die-
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ser Regel gibt es indessen Ausnahmen. Über einen vom 
Berufungsgericht übergangenen Antrag auf Wiederein­
setzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung der 
Berufungsfrist oder Berufungsbegründungsfrist ent­
scheidet nach Einlegung der Revision das Revisionsge­
richt (vgl. BGHZ 7, 280, 283, 284 = NJW 1953, 504).
Wenn das Berufungsgericht in einem besonderen, nicht 
angefochtenen und auch nicht selbständig anfechtbaren 
Beschluß die Wiedereinsetzung gewährt hatte, konnte 
vor Einfügung des Absatzes 3 in § 238 ZPO durch die 
Vereinfachungsnovelle vom 3. Dezember 1976 das Revi­
sionsgericht von sich aus die Frage der Wiedereinsetzung 
prüfen und anderweitig entscheiden (BGHZ 6, 369, 370,
371 = NJW 1952, 1137; siehe auch BGH LM ZPO § 233 
Nr. 8 = MDR 1951, 732). In beiden Fällen ist (war) die 
Wiedereinsetzungsfrage Voraussetzung für die Zulässig­
keit der Berufung und aus diesem Grunde von Amts wegen 
zu prüfen. Das gleiche gilt aber auch dann, wenn der 
Wiedereinsetzungsantrag erst in der Revisionsinstanz 
gestellt wird, weil auch hier die Wiedereinsetzung 
Voraussetzung für die Zulässigkeit der Berufung ist 
(BGH, Urteil vom 14. Januar 1953 - VI ZR 50/52 -, in 
BGHZ 8, 303 und NJW 1953, 622 insoweit nicht abgedruckt). 
Diese Rechtsgrundsätze sind auf das Verfahren der Be­
schwerde und der weiteren Beschwerde entsprechend anzu­
wenden.

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Ver­
säumung der Frist zur Einlegung der Beschwerde kann 
der Mutter indessen nicht gewährt werden, weil die 
Voraussetzungen des § 233 ZPO nicht erfüllt sind. Es 
ist weder dargetan noch glaubhaft gemacht, daß die Mut-



ter die Beschwerdefrist ohne ihr Verschulden versäumt 
hat. Sie kann sich nicht darauf berufen, daß das Fa­
miliengericht sie anläßlich der Zustellung nicht über 
die Beschwerdefrist belehrt habe. Bei den der Zivil­
prozeßordnung unterliegenden (anfechtbaren) Entschei­
dungen, zu denen auch der vorliegende Fall gehört 
(§ 621 e ZPO), ist eine Rechtsmittelbelehrung nicht ge­
setzlich vorgeschrieben; sie ist auch nicht üblich. Es 
ist Sache einer juristisch nicht vorgebildeten Partei, 
der eine ihr ungünstige Gerichtsentscheidung zugestellt 
wird, sich alsbald nach der Form oder der Frist eines 
Rechtsmittels zu erkundigen, selbst wenn sie noch nicht 
sogleich zur Einlegung des Rechtsmittels entschlossen 
ist (BGH LM BEG § 218 Nr. 1 = imJW/RzW 1957, 204; vgl. 
auch BGHZ 42, 223» 229). Die Mutter hat keine erheb­
lichen Umstände vorgetragen, aus denen sich ergäbe, daß 
sie hierzu ohne ihr Verschulden nicht in der Lage gewesen 
sei. Sie hätte sich z. b . ohne weiteres bei dem Amtsge­
richt ihres Wohnsitzes in Bremerhaven (mündlich) oder 
bei dem erstinstanzlichen Gericht in Lingen (schriftlich) 
insbesondere nach der Beschwerdefrist erkundigen können. 
Es kann auch keine Rede davon sein, daß sie von dem 
rechtlichen Geschehen keine Vorstellung gehabt habe und 
deshalb entschuldigt sei, wie die Beschwerdebegründung 
meint. Die Mutter war durchaus in der Lage, die Notwen­
digkeit einer Erkundigung einzusehen und nach dieser Ein­
sicht zu handeln. Das ergibt sich eindeutig aus ver­
schiedenen von ihr eigenhändig geschriebenen Eingaben, 
die nach Wortlaut und Inhalt eine fast durchweg gute 
Rechtschreibung, eine klare Ausdrucksweise und eine aus­
geprägte Zielstrebigkeit erkennen lassen (insbesondere: 
fünf Schreiben an das Amtsgericht jeweils vom 
19. März 1979 sowie ein Schreiben an das Oberlandesge-
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rieht vom 5. August 1979 und ein weiteres Schreiben 
an ihren Prozeßbevollmächtigten vom 20. August 1979). 
Infolgedessen besteht auch kein tatsächlicher Anlaß, 
der Mutter nachzusehen, daß sie sich nicht auf die be- 
zeichnete Weise erkundigt hat.

Kann aber der Mutter die Wiedereinsetzung nicht 
gewährt werden, dann hat das Oberlandesgericht die Be­
schwerde mit Recht wegen Verspätung als unzulässig 
verworfen.

Infolgedessen war die weitere Beschwerde der 
Mutter als unbegründet zurückzuweisen.

Dr. Hoegen Knüfer
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